
Der Druck auf 
Eritreer steigt 
Nationalrat will schärfere 
Gangart einlegen 

Von Beni Gafnerund Christoph Lenz 

Bern. Das Parlament will mehr Rück­
und Ausschaffungen. Zum einen geht es 
um die Rückschaffung einer möglichst 
hohen Zahl von Staatsangehörigen aus 
Eritrea, zum anderen um einen schärfe­
ren Vollzug von Landesverweisungen bei 
verurteilten ausländischen Straftätern. 
Mit 127 zu 51 Stimmen nahm der 
Nationalrat eine Motion von FDP-Stän­
derat Damian Müller (LU) an. Der Stän­
derat folgte dessen Motion im Herbst. 

Der Bundesrat erhält somit den Auf­
trag, den Handlungsspielraum in der 
Eritrea-Asylpolitik zu nutzen, um mög­
lichst viele vorläufige Aufnahmen aufzu­
heben. Zudem muss er die diplomati­
sche Präsenz in Eritrea stärken, um 
Rückführungen zu vollziehen. In ihrer 
Stellungnahme unterstrich FDP-Bundes­
rätin Karin Keller-Sutter den Willen des 
Bundesrates, den Anliegen der Motion 
nachzukommen. Gleichzeitig dämpfte 
sie Erwartungen, «dass hier nun im gros­
sen Stil die Zurücknahme von vor­
läufigenAufnahmen möglich sei». Gegen 
den Willen Betroffener könne niemand 
nach Eritrea zurückgeschafft werden. 
Dies erreichten nicht einmal die USA, die 
vor Ort massiv Geld investierten, sagte 
Keller-Sutter. Eine erste Überprüfung 
von 250 eritreischen Staatsangehörigen 
habe ergeben, dass in knapp zehn Pro­
zent der Fälle die Voraussetzung für eine 
Aufhebung der vorläufigen Aufnahme 
erfüllt sei. Weitere Überprüfungen er­
folgten gegenwärtig. Bis in einem Jahr 
will Keller-Sutter dem Parlament die 
Erkenntnisse präsentieren. 

Kritik aus Eritreerkreisen 
Kritik am Entscheid üben Vertreter 

der Community von Eritreern. Viele Eri­
treer in der Schweiz würden sich gerne 
integrieren, dürften aber weder arbeiten 
noch Weiterbildungen besuchen, weil 
gegen sie eine Wegweisung vorliege, 
erzählt Huda Bakhet vom Information 
Forum for Eritrea. Allerdings könnten 
Rückschaffungen nicht vollzogen wer­
den, da es keine Rechtsstaatlichkeit gebe 
in Eritrea. Deshalb würden sich viele Eri­
treer in einem ungeklärten Zustand be­
finden. Das sei für die Betroffenen sehr 
schwierig, aber auch für die Schweiz 
nicht von Interesse, da so viele Eritreer 
vom Sozialstaat abhängig seien, sagt 
Bakhet. Oft seien zudem die Integrations­
massnahmen der Kantone schlecht auf 
die Bedürfnisse der Eritreer ausgerichtet. 

Ebenfalls Ja sagte der Nationalrat zu 
einer Motion von FDP-Ständerat Philipp 
Müller (AG). Er will eine «konsequente 
Durchsetzung der Landesverweisung» 
realisieren, so wie dies der Souverän mit 
der Ausschaffungsinitiative im Jahr 
2010 verlangte. Der Bundesrat muss nun 
bestehende Anreize beseitigen, aus 
Gründen der Verfahrensökonomie auf 
Landesverweisungen zu verzichten. 
Dazu hat der Bundesrat strafrechtliche 
Bestimmungen anzupassen. 

Entgelt für Benutzung 
der Schienen sinkt 

Bern. Der Trassenpreis im Bahnver­
kehr soll ab 2021 gesenkt werden, um 
rund 90 Millionen Franken im Jahr. Der 
Bund will damit namentlich den regio­
nalen Personenverkehr und den Güter­
verkehr entlasten. Unternehmen, die 
Züge in der Schweiz fahren lassen, 
müssen den Betreibern der Infra­
struktur für die Nutzung des Schienen­
netzes ein Entgelt abliefern. SDA 

Nationalrat ist gegen 
eine Frauenquote 
Bern. Die Vertretung der Geschlechter 
im Bundesrat oder am Bundesgericht 
wird nicht rechtlich geregelt. Der 
Nationalrat ist der Ansicht, Frauen fän­
den auch so den Weg in höchste Ämter. 
Er hat eine parlamentarische Initiative 
von Ständerat Raphael Comte (FDP/ 
NE) mit 107 zu 72 Stimmen abgelehnt. 
Heute werde keiner Frau aufgrund ihres 
Geschlechts der Weg ins Amt verwehrt, 
sagte Kommissionssprecherin Barbara 
Steinemann (SVP/ZH). SDA 
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I m rgefordert 
Laut einer Studie ist die Luftqualität in zwei Dritteln der Unterrichtsräume schlecht 

Von Fabian Renz 

Bern. Je abgestandener die Luft im 
Schulzimmer, desto mehr Kopfweh und 
Müdigkeit - und desto schlechter auch 
die Leistungen der Schulkinder: Diese 
zusammenhänge gelten als wissen­
schaftlich erwiesen, und sie erhalten 
jetzt neue Brisanz. Wie nämlich das 
Bundesamt für Gesundheit (BAG) in 
einer Studie aufzeigt, atmet eine klare 
Mehrzahl der Schweizer Schulklassen 
Luft von buchstäblich inakzeptabler 
Qualität. 

In exakt 100 Schulzimmern hat das 
BAG während zweier Jahre regelmässig 
den Anteil C02 gemessen. Das durch 
den Atemvorgang entstehende Gas ist 
laut den Studienautoren ein verläss­
licher Indikator für die Luftqualität: 
Seine Konzentration nimmt parallel zur 
Verunreinigung mit weiteren Substan­
zen zu, die dann teilweise auch unan­
genehm riechen. Das Ergebnis der ges­
tern veröffentlichten Untersuchung: 
Nur gerade 33 Prozent der Schulzimmer 
waren ausreichend gut gelüftet. In die­
sen Räumen erreichte die Lufthygiene 
während weniger als 10 Prozent der 
Unterrichtszeit «inakzeptable» Werte 
C über zwei Promille C02). In 67 Prozent 
der Schulzimmer besteht laut BAG 
dagegen «Handlungsbedarf». 

Keine regionalen Auffälligkeiten 
In 30 Prozent der Schulzimmer war 

die Luftqualität während mindestens 
30 Prozent der Unterrichtszeit in­
akzeptabel. Bei einer Schulklasse war 
dies sogar während 92 Prozent des 
Unterrichts der Fall. In nur gerade 
zweien der 100 Schulzimmer war die 
Durchlüftung durchwegs sehr gut 
C weniger als 1,4 Promille C02). 

Die untersuchten Schulhäuser 
befinden sich in den Kantonen Bern, 
Graubünden, Waadt und Zürich. Die 
Resultate enthalten laut den Autoren 
allerdings keine regionalen Auffällig­
keiten. Ein Unterschied zeigte sich 
dagegen zwischen Zimmern mit mecha­
nischer Lüftung und solchen mit nor­
malen Fenstern, die von Hand bedient 
werden. Letztere waren klar in der 
Überzahl (94von 100). Die sechs auto­
matisch belüfteten Räume schnitten 
prozentual gesehen freilich besser ab: 
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Negative Folgen für die Leistung. Je höher die Konzentration von C02, desto tiefer die Konzentration der Kinder. Foto Keystone 

In dreien lag der C02-Pegel während 
fast 90 Prozent der massgeblichen Zeit 
unter 1,4 Promille. 

Für den Schweizer Lehrerdach­
verband (LCH) ist dieser Befund ein 
Fingerzeig. «Mit einer guten Lüftungs­
strategie kann man zwar die Situation in 
manchen Räumen verbessern. In rund 
einem Drittel der Schulzimmer braucht 
es aber technische Massnahmen», sagt 
LCH-Zentralpräsident Beat W. Zemp. 
Der LCH beschäftigt sich schon länger 
mit dem Thema; immerhin beein­
trächtige schlechte Luft auch die 
Gesundheit der Lehrer. «Leider merkt 
man es oft nicht, wenn die Luft während 
des Unterrichts schlechter wird», sagt 
Zemp. Die Bauherren und Bildungs-

politiker müssten das Problem «endlich 
ernst nehmen». Gemeinden und Kan­
tone sieht Zemp in der Pflicht, für die 
erforderlichen technischen Upgrades in 
den Schulhäusern zu sorgen. 

Unbefriedigende Regelung 
Angezeigt sind für den LCH auch 

eine Beschränkung der Klassengrössen, 
kontinuierliche Messungen, ein institu­
tionalisiertes Gesundheitsmanagement 
- und regelmässige Besuche kantonaler 
Gesundheitsinspektoren. Für Letzteres 
braucht es laut Zemp aber Gesetzes­
änderungen. «Dass heute niemand da­
für zuständig ist, den Gesundheits­
schutz in den Schulzimmern zu kontrol­
lieren, ist nicht befriedigend.» 

Mit einer Erfolgsmeldung kann 
dafür das BAG bereits aufwarten: Im 
Nachgang zur Studie führte es mit 
23 Schulklassen einen Pilotversuch für 
frischere Luft durch. Zum Einsatz kam 
dabei ein neues Simulationsmodell 
namens Simaria, das einen optimalen 
Lüftungsplan generieren soll. Laut BAG 
konnten dadurch die Phasen mit 
inakzeptabler Luft bei den betroffenen 
Klassen markant reduziert werden: von 
31 auf 9 Prozent. Das BAG stellt seinen 
Lüftungssimulator im Internet unter 
simaria.ch zur Verfügung. Ergänzend 
dazu hat das Gesundheitsamt eine 
umfangreiche Dokumentation für Lehr­
lcräfte, Bauherren sowie sonstige Inter­
essierte erarbeitet. 

Wird die Schweiz entwaffnet? 
Die wichtigsten Fragen und Antworten zu den gesetzlichen Anpassungen an die EU-Waffenrichtlinie 

Von Gregor Paletti 

Bern. Am 19. Mai entscheidet das 
Schweizer Stimmvolk, ob die gesetz­
lichen Anpassungen an die EU-Waffen­
richtlinie in Kraft treten sollen. Die 
wichtigsten Fragen und Antworten. 

Weshalb muss das Waffenrecht 
angepasst werden? 

Die EU hat 2013 beschlossen, ihr 
Waffenrecht zu verschärfen. Unter dem 
Eindruck der Attentate in Paris hat sie 
diesen Prozess beschleunigt und die 
neue Waffenrichtlinie 2017 ver­
abschiedet. Weil die Schweiz Mitglied 
des Schengen-Assoziierungsabkommens 
ist, muss sie diese Verschärfungen über­
nehmen. Als assoziierter Sehengen-Staat 
konnte die Schweiz ihre Anliegen bei 
den Beratungen aktiv einbringen und 
gemeinsam mit anderen Staaten weiter­
gehende Regelungen verhindern. 

Was ist das Hauptziel der neuen 
EU-Richtlinie? 

Damit soll europaweit die miss­
bräuchliche Verwendung von Waffen für 
kriminelle und terroristische Zwecke 
bekämpft werden. Zentral sind die 
geplanten Anpassungen bei der 
Zulassung und Registrierung von halb­
automatischen Waffen mit einem gros­
sen Magazin (mehr als 20 Schuss bei Pis­
tolen, mehr als zehn bei Langwaffen). 
Bei halbautomatischen Waffen können 
die Schüsse nur einzeln abgegeben wer­
den, der Ladevorgang erfolgt jedoch 
automatisch. Bei vollautomatischen 
Waffen können durch eine einmalige 
Betätigung des Abzugs mehrere Schüsse 
abgegeben werden. Neu gilt die 
Markierungspflicht aller wesentlichen 

Waffenteile sämtlicher Gewehre. So sol­
len Waffen besser nachverfolgt werden 
können. Zudem wird der Informations­
austausch mit den anderen Sehengen­
Staaten verbessert. 

Für wen ändert sich nichts? 
Für Soldaten, welche die Ordonnanz­

waffe bei Dienstende übernehmen, und 
Besitzer von ehemaligen Ordonnanz­
waffen ändert sich nichts. Diese von der 
Schweiz erreichte Ausnahmeregelung 
trägt denn auch den inoffiziellen Namen 
«Lex Helvetica». Auch für Jäger und 
Jungschützen sowie für Besitzer von 
halbautomatischen Waffen, die in einem 
kantonalen Register verzeichnet sind, 
ändert sich nichts. 

Für wen ändert sich etwas? 
Sportschützen müssen künftig für 

den Erwerb einer halbautomatischen 
Waffe wie dem Sturmgewehr 90 belegen, 
dass sie Mitglied eines Schützenvereins 
sind, oder nachweisen, dass sie regel­
mässig schiessen. Sammler und Museen 
müssen darlegen, dass sie ihre Waffen 
sicher aufbewahren, und ein Verzeichnis 
führen. Waffenhändler müssen alle 
Transaktionen den kantonalen Waffen­
büros melden. Waffenhersteller und 
-importeure müssen alle Waffenbestand­
teile markieren. Bisher nicht erfasste 
halbautomatische Waffen müssen inner­
halb von drei Jahren einem Waffenbüro 
gemeldet werden. 

Wie viele Waffen gibt es in der 
Schweiz und wie viele müssen 
nachregistriert werden? 

Es ist unbekannt, wie viele Waffen es 
in der Schweiz gibt. Eine nationale Sta­
tistik fehlt, und die Pflicht, Waffen in 

einem kantonalen Verzeichnis zu regist­
rieren, existiert erst seit 2008. Der 
Bundesrat ging 2013 in einer Schätzung 
von rund zwei Millionen Waffen aus. 
Laut der Onlineabfrage der kantonalen 
Waffenregister sind seit 2008 rund 
870 000 registriert worden. Der Bund 
geht davon aus, dass mit der neuen EU­
Richtlinie rund 200 000 Waffen von der 
Nachmeldepflicht betroffen sein dürf­
ten. Dabei dürfte es sich vor allem um 
Waffen handeln, die vor 2008 und nicht 
direkt vom Militär erworben wurden. 

Was passiert, wenn die Schweiz 
Nein sagt? 

Die Schweiz ist verpflichtet, die EU­
Waffenrichtlinie zu übernehmen und 
umzusetzen. Hierfür hat sie bis zum 
31. Mai 2019 Zeit. Tut sie dies nicht, 
setzt das einen Prozess in Gang, der 
automatisch zur Beendigung der Sehen­
gen-und Dublin-Abkommen führt. Es sei 
denn, der Gemischte Ausschuss mit Ver­
tretern der Schweiz und der EU fasst 
innert 90 Tagen einstimmig den 
Beschluss, die Zusammenarbeit weiter­
zuführen. Das sei jedoch höchst unwahr­
scheinlich, ist die zuständige Bundes­
rätin Karin Keller-Sutter überzeugt. 

Was hätte die Beendigung von 
Sehengen/Dublin für konkrete 
Folgen? 

Am gravierendsten wäre wohl der 
Sicherheitsverlust, weil Polizei und 
Grenzwache keinen Zugriff mehr auf 
die Informations- und Fahndungs­
systeme von Sehengen und Dublin hät­
ten. Allein das Sehengen-Fahndungs­
system SIS wird bei Kontrollen an der 
Grenze, an Flughäfen oder im Landes­
innern täglich bis zu 350 000-mal 

abgefragt. Letztes Jahr konnten so in 
der Schweiz und im Ausland rund 
19 000 Fahndungstreffer erzielt wer­
den. Die Schweiz würde zudem zur 
Sehengen-Aussengrenze, was die Reise­
freiheit einschränken würde. So müss­
ten Europareisende aus Asien für einen 
Besuch unseres Landes neben dem 
Sehengen-Visum ein zweites für die 
Schweiz lösen. Auch das Asylwesen 
würde belastet: Asylbewerber, deren 
Gesuch in einem europäischen Land 
bereits abgelehnt wurde, müssten 
geprüft werden. Heute können diese 
Dublinfälle ohne Prüfung ausgewiesen 
werden. Der Bundesrat befürchtet gros­
sen wirtschaftlichen Schaden: Ein beim 
Forschungsbüro Ecoplan in Auftrag 
gegebener Bericht kam vor einem Jahr 
zum Schluss, dass das Bruttoinland­
produkt um bis zu 3,7 Prozent sinken 
könnte. 

Wer ist dafür, wer dagegen? 
Das Referendum hat die Interessen­

gemeinschaft Schiessen Schweiz er­
griffen. Unterstützt wird sie von der 
Gesellschaft für ein freiheitliches 
Waffenrecht Pro Teil und von der SVP. 
Zu den Unterstützern des Referendums­
komitees zählen auch die Schweizeri­
sche Offiziersgesellschaft und ein Teil 
der Jungfreisinnigen, so etwa die Zür­
cher oder die Schwyzer Sektion. Aber 
auch einige wenige FDP-Parlamentarier 
sprachen sich in der Schlussabstimmung 
gegen die Änderung des Waffengesetzes 
aus. Dafür sind nebst dem Bundesrat 
und allen anderen Parteien auch mäch­
tige Verbände wie etwa Economiesuisse, 
die vor allem grosse wirtschaftliche 
Benachteiligungen befürchten, sollte die 
Schweiz am 19. MaiNeinsagen. 
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